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Innsbruck, 22.4.2021 

 

 

RESOLUTIONSANTRAG 

Aktion 40.000 – Arbeitsplätze, Chancen, Zuversicht. 

 

Die Corona-Krise verschärft die Situation am Arbeitsmarkt immer mehr. Die Verknap-

pung von Arbeit wird verstärkt. Ende Februar 2021 waren in Österreich 436.982 

Personen arbeitslos – 140.587 davon länger als ein Jahr, ein Plus von 44,3 Pro-

zent gegenüber dem Vorjahr. Während die Anzahl der arbeitslos gemeldeten Men-

schen steigt, schrumpft die Zahl der sofort verfügbaren Stellen um 13,2 Prozent auf 

65.444. Damit kommen auf eine beim AMS gemeldete offene Stelle mehr als 6 

vorgemerkte Arbeitssuchende.  

2017 wurde unter Bundeskanzler Kern und Sozialminister Stöger die Aktion 20.000 

ins Leben gerufen: 20.000 Langzeitarbeitslose über 50 Jahre sollten in öffentlichen 

Einrichtungen und gemeinnützigen Vereinen arbeiten, der Staat zahlte diese Arbeits-

plätze. 

Die damalige Regierung strich das Jobprogramm nach weniger als einem Jahr. Da-

mit konnte die Aktion 20.000 ihr Potenzial nur zu 5 Prozent ausschöpfen: Nur jede/r 

20. ältere Arbeitslose bekam eine Chance auf Beschäftigung über die Aktion. 3.824 

Arbeitslose über 50 Jahren wurden gefördert – möglich gewesen wären aber bis zu 

74.361. 



Trotzdem war diese Aktion ein voller Erfolg: Jede/r dritte Langzeitarbeitslose über 

50 Jahre, der/die an der Aktion 20.000 teilnahm, hat heute wieder einen Arbeits-

platz. 1.213 ehemalige Langzeitarbeitslose, die an der Aktion teilnahmen, haben 

heute einen Arbeitsplatz – nicht vom Staat gefördert. Diese Menschen haben Opti-

mismus und eine sinnvolle Beschäftigung. 

 

Es zeigt sich auch jetzt wieder: Der Arbeitsmarkt reguliert sich nicht von selbst. Es ist 

Zeit, entschlossen gegen die Rekordarbeitslosigkeit vorzugehen. Es braucht gezielte 

Beschäftigungsprogramme, um Menschen, die länger als ein Jahr trotz aller Bemü-

hungen keinen Job bekommen, Unterstützung und eine ehrliche Chance zu ge-

ben. Die Corona-Pandemie darf zu keiner Pandemie der Armut werden – Lang-

zeitbeschäftigungslose dürfen nicht zurückgelassen werden. 

Analog zur Aktion 20.000 – der erfolgreichen Joboffensive für ältere Langzeitarbeits-

lose über 50 Jahre, die von der damaligen Regierung abgedreht wurde –, braucht es 

daher eine Aktion 40.000. Diese schafft: 

 40.000 öffentlich finanzierte, neue Arbeitsplätze in öffentlichen Einrich-

tungen, gemeinnützigen Vereinen und sozialen Unternehmen. Die Tätig-

keiten reichen von Unterstützungsleistungen für pflegebedürftige Menschen, 

über organisatorische Unterstützung bei Test- und Impfstraßen, bis zur In-

standhaltung von Grün- und Parkflächen. 

Es entsteht dadurch eine Win-Win-Situation für Betroffene und Gemeinden. Die 

Förderung erfolgt degressiv für 2 Jahre. Die ersten 12 Monate zu 100 Prozent, da-

nach 6 Monate mit 75 Prozent und schließlich 6 Monate mit 50 Prozent der gesam-

ten Lohnkosten. Da es durch diese Beschäftigungsaktion zu Einsparungen in der Ar-

beitslosenversicherung, sowie bei den Leistungen der Mindestsicherung/Sozialhilfe 

kommt und ein wesentlicher Teil der direkten Lohnkosten über Steuereinnahmen und 

Sozialversicherungsbeiträge zurück ins Budget fließt, belaufen sich die tatsächlichen 

Kosten auf etwa 160 Mio. Euro im ersten Jahr, 100 Mio. Euro im zweiten Jahr, ge-

samt somit rund 260 Mio. Euro für die gesamten zwei Jahre. 
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Aus den genannten Gründen fordern wir daher die Bundesregierung auf: 

Ein Beschäftigungsprojekt für 40.000 geförderte Arbeitsplätze bei öffentlichen und 

gemeinnützigen Trägern für die Beschäftigung von Langzeitbeschäftigungslosen und 

unter Bereitstellung der erforderlichen zusätzlichen finanziellen Mittel nach folgenden 

Kriterien auszuarbeiten und bis spätestens Juni 2021 umzusetzen: 

 Förderung für Beschäftigung von Arbeitslosen, die seit 12 Monaten auf Jobsu-

che sind. 

 Die Teilnahme ist freiwillig und eine Ablehnung kann nicht mit einer Sperre 

des Arbeitslosengeldes sanktioniert werden. 

 Gefördert werden existenzsichernde Vollzeitdienstverhältnisse oder Teilzeitbe-

schäftigungen ab 30 Wochenstunden. 

 Kollektivvertragliche Entlohnung; mindestens 1.700 Euro brutto (für Vollzeit). 

 Träger: öffentliche oder gemeinnützige Einrichtungen und Dienstleistungsver-

bünde 

 Degressive Förderung für 2 Jahre – 12 Monate 100 Prozent, 6 Monate 75 Pro-

zent und 6 Monate 50 Prozent der gesamten Lohnkosten. 

 Nur zusätzlich geschaffene Arbeitsplätze werden gefördert. 

 Es sollen regionale/kommunale Bedarfe damit abgedeckt werden können. 

 Während der geförderten Beschäftigung sollen auch entsprechende Aus-, Um- 

und Weiterbildungsangebote, sowie bei Bedarf ein Coaching für den Wieder-

einstieg in das Arbeitsleben, zur Verfügung gestellt werden. 

  



 

Ergeht an: 

1. Bundeskanzler Sebastian Kurz 

2. Vizekanzler Mag. Werner Kogler 

3. Finanzminister Mag. Gernot Blümel, MBA 

4. Arbeitsminister Dr. Martin Kocher 

5. Österreichischer Städtebund  

6. Österreichischer Gemeindebund 

7. Alle Parlamentsklubs (ÖVP, SPÖ, FPÖ, GRÜNE, NEOS) 

 

StRin Mag.a Elisabeth Mayr, SPÖ 


